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Revision Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHV 2030)  
Stellungnahme 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin  

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, uns zum Entwurf der Reform AHV 2030 zu äussern.  

1. Generelle Bemerkungen 

Dieses Projekt knüpft an die jüngsten Reformen der 1. Säule an und zielt darauf ab, die 
finanzielle Tragbarkeit sowie die Modernisierung des Systems sicherzustellen. Dabei sieht der 
Entwurf vor allem Anpassungen der Regeln zur Beitragserhebung, eine Verstärkung der 
Massnahmen zur längeren Erwerbstätigkeit im Alter, Änderungen bei der Berechnung der 
Leistungen sowie eine Verschärfung der Kontrollmechanismen vor. Die Reform führt zudem 
neue Verpflichtungen hinsichtlich der Datenübermittlung ein und erweitert gewisse 
Zuständigkeiten der Ausgleichskassen. 

Generell bietet die Umsetzung der neuen Bestimmungen keine unüberwindbaren Schwierig-
keiten, sie führt aber zu einer Erhöhung der Komplexität des AHV-Systems, in Verbindung mit 
einem erheblichen Verwaltungs-, IT- und Organisationsaufwand für die Ausgleichskassen. Die 
Reform erfordert angemessene Umsetzungsfristen, den Einbezug der Durchführungsstellen 
in die reglementarischen und technischen Arbeiten sowie eine angemessene Finanzierung der 
durch die neuen Massnahmen verursachten Kosten. Sie muss zudem auf eine möglichst 
weitgehende Vereinfachung der Durchführungsmechanismen, klare Rechtsgrundlagen sowie 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden, insbesondere den 
Steuerbehörden, zählen können. 

In diesem Rahmen ist es wichtig, daran zu erinnern, dass bereits mehrere grosse Projekte zur 
digitalen Transformation im Bereich der Sozialversicherungen, insbesondere in der 1. Säule, 
bestehen. Daher müssen bei der Planung der Gesetzgebungsagenda die realistischen 
operationellen Kapazitäten der Durchführungsstellen sowie die bestehenden 
Wechselwirkungen zwischen der Reform AHV 2030 und diesen verschiedenen Projekten 
berücksichtigt werden.   

Was speziell die von AHV 2030 geplanten Massnahmen anbelangt, muss betont werden, dass 
die Reform verschiedene Aufgaben und Zuständigkeiten den Ausgleichskassen (und den 
Arbeit-gebern) überträgt, auch wenn sich diese nicht direkt aus ihrem aktuellen gesetzlichen 
Auftrag ergeben. Es geht dabei um die Erhebung, die Überprüfung, das Aufbewahren und 
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Übermitteln von gewissen beruflichen Daten an die Aufsichtsbehörde — etwa den 
Beschäftigungsgrad oder die Art der beruflichen Tätigkeit — die heute weder für die 
Beitragserhebung noch für die Berechnung und Auszahlung der Leistungen notwendig sind. 
Die Erhebung dieser Daten, ihre Überprüfung und Verarbeitung bringt einen gewaltigen 
Verwaltungsaufwand und eine Anpassung der Lohnmeldesysteme mit sich.  

Um zudem die Effizienz bei der Beitragserhebung und den Sozialversicherungsschutz 
insbesondere für Nichterwerbstätige sowie Selbständigerwerbende zu verbessern, sieht die 
Reform verschiedene Massnahmen vor, damit diese Personen systematisch für eine 
Überprüfung ihrer Situation bei den Ausgleichskassen gemeldet werden. Auch wenn diese 
Massnahmen im Hinblick auf die angestrebten Ziele, d.h. Beitragslücken zu vermeiden, 
verständlich sind, so erscheinen sie doch in gewissen Fällen unverhältnismässig, 
insbesondere was die systematische Meldung von nicht erwerbstätigen Personen durch die 
Steuerbehörden anbelangt. Das Gleiche gilt für die Meldepflicht digitaler Plattformen. Das 
Gesetz sieht bereits vor, dass sich diese Personen unverzüglich bei den AHV-Kassen melden 
müssen. Statt die Zuständigkeit den Kassen zu übertragen, sollte das Prinzip der individuellen 
Verantwortung gestärkt werden.   

Zum Schluss erachten wir es als positiv, dass die Reform versucht, Antworten auf mehrere 
Probleme zu geben, bei denen die Kassen Klärungen oder Anpassungen erwarten, wie die 
Beitragspflicht für Kranken- und Unfalltaggeld, die Erhebung von Beiträgen auf einen Teil der 
überhöhten Dividenden oder auch die Frage zu Payrolling. Hingegen ruft dieser letzte Punkt, 
nämlich, die Möglichkeit Dritte mit der Lohn- und Beitragszahlung zu beauftragen, sowie die 
Konsequenzen für die Zuständigkeit der Kassen, zahlreiche Fragen und Bedenken hervor.   

Die verschiedenen oben genannten Punkte und Anmerkungen werden im Folgenden im 
Zusammenhang mit den neuen oder geänderten Gesetzesbestimmungen aufgegriffen, die 
unserer Meinung nach Klärungen, Präzisierungen oder Anpassungen bezüglich der 
Durchführung erfordern. 

2. Bemerkungen zu den Bestimmungen im Gesetzesentwurf  

2.1 Optimierung der Regelungen zur Versicherungsunterstellung (Art. 1a, Art. 1c, 
Art. 1d, Art. 2 AHVG) 

Wir unterstützen das Prinzip der Versicherungsunterstellung am Arbeitsort, das die 
Bestimmungen vereinfacht. Hingegen wird es wichtig sein, das Verfahren bei Mehrfach-
beschäftigung in verschiedenen Ländern zu regeln. 

2.2 Aufhebung der Ausnahmeregelung bei Doppelbelastung (Art. 1b AHVG) 

Zu beachten ist die Situation der Hausangestellten, denen eine doppelte Beitragszahlung 
droht, da diese keine Befreiung wegen Doppelbelastung mehr verlangen können. 

2.3 Beiträge auf Kranken- und Unfalltaggelder (Art. 5, Abs. 2bis AHVG) 

Wir begrüssen das Vorhaben, die Kranken- und Unfalltaggelder mit dem massgebenden Lohn 
gleichzustellen, denn dies beendet eine Ungleichbehandlung. Diese neue Massnahme erlaubt 
eine Klärung des Beitragsrechts, garantiert eine einheitliche Behandlung vergleichbarer 
Einkommen und verhindert Beitragslücken.  



Seite 3 von 8

Die Unterstellung der Kranken- und Unfalltaggelder unter die AHV während der gesamten 
Dauer des Arbeitsverhältnisses ist eine einfache Bestimmung, leicht zu erklären und verstärkt 
die soziale Absicherung der Versicherten. Sie erlaubt zudem eine durchgehende Ausrichtung 
der Familienzulagen, welche bei Unfall oder Krankheit somit nicht mehr nach drei Monaten 
unterbrochen würden. 

Die Ausgleichskassen begrüssen diese neue Regelung. Diese Massnahme führt allerdings zu 
höheren Lohnkosten für die Arbeitgeber und bedingt eine Anpassung der Lohn- und 
Abrechnungssysteme.  

2.4 Überhöhte Dividenden (Art. 5, Abs. 2ter AHVG) 

Wir befürworten das Prinzip der Beitragspflicht auf überhöhte Dividenden, aber nicht in der in 
der Revision vorgeschlagenen Form.  

Der Entwurf sieht 15% des Steuerwerts der Beteiligungsrechte als Schwellenwert vor, ab dem 
Dividenden als massgebenden Lohn gelten. Der Steuerwert der Beteiligungsrechte wird auf 
Anfrage der Ausgleichskassen von der kantonalen Steuerbehörde mitgeteilt.  

Der Steuerwert scheint uns kein adäquates Kriterium zu sein, denn gerade bei wenig kapital-
intensiven Dienstleistungsfirmen führen bewusst tiefe Löhne zu hohen Jahresgewinnen und 
damit zu einem hohen Steuerwert. Das erlaubt wiederum höhere und beitragsfreie Dividenden-
zahlungen und schafft damit zusätzliche Anreize zur Beitragsumgehung. Zudem wird der 
Steuerwert in den Kantonen unterschiedlich bewertet, was je nach Standort des 
Unternehmens zu einer Ungleichbehandlung von Personen führt, die Dividenden beziehen. 
Zudem besteht das Risiko, dass die Beitragsforderung aufgrund der fünfjährigen 
Verjährungsfrist verjährt, wenn sich die Steuerveranlagung zeitlich verzögert. 

Um wirksam gegen eine missbräuchliche Dividendenausschüttung vorzugehen, ist es besser, 
auf den Substanzwert abzustellen. Dieser entspricht in der Regel dem Eigenkapital gemäss 
Jahresrechnung und kann daher leicht festgestellt werden, vor allem bei den von den 
Ausgleichs-kassen vorgenommen Arbeitgeberkontrollen. Dieses Vorgehen würde 
Transparenz, Planungs- und Rechtssicherheit garantieren, sowie eine einheitliche 
Bemessungsgrundlage in der ganzen Schweiz schaffen. 

Zudem sollte der Schwellenwert nicht in Prozenten festgelegt werden, da die angemessene 
Kapitalrendite branchen-, unternehmens- und kapitalstrukturabhängig variiert. Der fixe 
Schwellen-wert von 15% entspricht nicht der wirtschaftlichen Realität; gemäss geltender 
Praxis gilt bereits eine Dividende von 10% als vermutlich überhöht. Der Wegfall des 
Lohnkriteriums führt zu einer Beitragseinbusse. Angesichts sich verändernder 
Zinsverhältnisse und Unternehmensstrukturen sollten konkrete Schwellenwerte oder 
Referenzwerte auf Verordnungsstufe geregelt werden. So könnte rascher auf eine sich 
verändernde Situation reagiert werden.  

Vorschlag : ins AHVG nur die Beitragspflicht für überhöhte Dividenden aufnehmen, mit einer 
Delegationsnorm an den Bundesrat, um die Details zu regeln.  

2.5 Erhöhung des Beitragssatzes für Selbständigerwerbende (Art. 8 AHVG) 

Im Rahmen der Revision wird der maximale Beitragssatz für die Selbständigerwerbende dem 
höheren der Arbeitnehmenden gleichgestellt.  
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Wir unterstützen diese Massnahme, die darauf abzielt, eine ausgewogenere Finanzierung der 
AHV und eine stärkere Gleichbehandlung der Versicherten herzustellen. In technischer 
Hinsicht bestehen bei der Umsetzung keine Schwierigkeiten (Anpassung Fachsysteme usw.). 
Wir weisen jedoch darauf hin, dass die finanziellen Konsequenzen für die 
Selbständigerwerbenden sorgfältig zu prüfen sind. Insbesondere führt die Senkung der 
Einkommensobergrenze der sinkenden Beitragsskala für einen beachtlichen Teil der 
Selbständigerwerbende zu einer Mehrbelastung, mit dem Risiko, dass die Ausgleichskassen 
mehr Inkassoverfahren bearbeiten müssen. 

2.6 Datenabgleich Nichterwerbstätige (Art. 10, Abs. 5 AHVG) 

Die Steuerbehörden müssen den Ausgleichskassen sämtliche beitragspflichtigen Versicherten 
melden, wenn diese keine Erwerbseinkommen beziehen.  

Die pauschalisierte Datenübermittlung würde bei den kantonalen Ausgleichskassen zu einem 
beträchtlichen Arbeitsaufwand führen. Zudem wäre eine solche Operation grösstenteils 
überflüssig. Denn die Nichterwerbstätigen, die verheiratet sind oder in einer eingetragenen 
Partnerschaft leben, sind grundsätzlich bereits durch ihre Ehe- oder Lebenspartner 
abgesichert. Sie riskieren daher keine Beitragslücken. Diese Bestimmung würde ihr Ziel 
besser erreichen, wenn sie auf Studenten und unverheiratete Personen zugeschnitten wäre. 
Gleichzeitig würde dadurch auch eine unverhältnismässige Belastung sowohl für die Kassen 
als auch für die Versicherten vermieden, die jedes Jahr auf die Nachfragen der Kassen 
reagieren müssten.  

Zudem sollte in der Verordnung ein digitaler und strukturierter Austausch sämtlicher relevanten 
Daten zwischen den AHV-Stellen und den Steuerbehörden vorgesehen werden.  

Vorschlag : die Übermittlung auf Daten von Studenten und unverheirateten Nichter-
werbstätigen beschränken.  

2.7 Streichung von Betriebsstätten (Art. 12, Abs. 2 und 3 AHVG) 

Die Streichung des Begriffs Betriebsstätten wirft Fragen auf, denn es ist ein entscheidendes 
Kriterium im Bereich der Familienzulagen für die Unterstellung unter eine geltende 
Rechtsordnung, wenn ein Arbeitgeber neben seinem Hauptsitz noch andere Zweigstellen 
betreibt (Art. 12, Abs. 2, FamZG, in Verbindung mit Art. 9 FamZV).  

Entgegen den Ausführungen im erläuternden Bericht scheint uns Art. 12, Abs. 2, AHVG nicht 
obsolet. Er bleibt anwendbar für drittstaatsangehörige Arbeitnehmende von einem 
ausländischen Arbeitgeber. Tatsächlich sind diese Arbeitnehmenden in der Regel nicht durch 
Sozialversicherungsabkommen mit den Nachbarstaaten (Abkommen mit der EU und der 
EFTA) abgedeckt. Können sie ihre Beiträge nicht über die Betriebsstätten entrichten, müssten 
sie als «ANobAG » erfasst werden. Für die Kassen würde dies bedeuten, dass sie mit einer 
Mehrzahl von Ansprechpartner verhandeln müssten, während sie im Moment nur einen haben: 
die Betriebsstätte des ausländischen Arbeitgebers. Der ausländischen Arbeitgeber müssten 
für die Beitragsabrechnung die unterschiedlichen Nationalitäten seiner Arbeitnehmenden 
berücksichtigen. Für die betroffenen Arbeitnehmenden wäre das Verfahren zur 
Beitragsfestlegung viel komplexer, denn es wäre analog zu demjenigen für die 
Selbständigerwerbenden. All dies führt zu deutlich steigendem Verwaltungsaufwand, 
weitreichenden Anpassungen der Fachapplikationen und damit zu höheren 
Durchführungskosten.  

Vorschlag : Beibehaltung des aktuellen Artikel 12, Abs. 2 und 3. 
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2.8 Vereinfachung der Lohnadministration durch Dritte (sog. « Payrolling ») (Art. 
13a und Art. 64, Abs. 2quinquies AHVG, Art. 27, Abs. 3 EOG, Art. 12, Abs 4 
FamZG) 

Die Praxis des Payrollings, für die es bislang in der Schweiz keine Rechtsgrundlage gab, soll 
geregelt und legalisiert werden. Der Arbeitgeber könnte in seinem Namen und unter seiner 
Versichertennummer einen Dritten mit Sitz in der Schweiz mit den Lohn- und Beitragsabrech-
nungen beauftragen.    

Der Arbeitgeber, der einen Dritten mit der Lohnabrechnung beauftragt, wird dessen 
Ausgleichskasse angegliedert. Dies ist das Hauptrisiko dieser Massnahme. 
Arbeitgebertransfers zwischen den Ausgleichskassen wären unvermeidlich, mit direkten und 
nicht unerheblichen finanziellen Folgen und Auswirkungen auf die Finanzen der betroffenen 
Kassen. Es besteht das Risiko einer starken Konzentration auf einige wenige grosse 
Payrolling-Anbieter und einige Ausgleichskassen. Auch kann der Transfer zu einer anderen 
Kasse für den Arbeitgeber von Nachteil sein.  

Der Begriff des « Dritten » ist ungenügend definiert und muss auf Gesetzesebene präzisiert 
werden. 

Die Koordination zwischen dem Dritten und dem Arbeitgeber muss geklärt werden : Wer wird 
auf dem individuellen Konto des Versicherten geführt? Welches Verfahren ist in Bezug auf die 
Kommunikation und die Haftung anzuwenden, wenn der Arbeitgeber im Ausland ansässig ist? 

Auch Sicht der Ausgleichskassen erschwert die doppelte Pflicht die Durchführung, 
insbesondere beim Inkasso und den Arbeitgeberkontrollen. Denn gemäss Art. 68b in 
Verbindung mit Art. 64a Abs. 3 AHVG wäre somit jene Kasse für die Kontrolle zuständig, bei 
der der Payrolling-Anbieter angeschlossen ist. Diese Kasse könnte daher nur dann eine 
angemessene Kontrolle gewährleisten, wenn sie ihre Kontrollen bei den tatsächlichen 
Arbeitgebern durchführt. Dies könnte dazu führen, dass sie die Kontrollen in anderen 
Kantonen oder anderen Sprachen durchführen muss. Der Aufwand für Kontrolle und 
Koordination zwischen den Kassen würden deutlich zunehmen. 

Die Verknüpfung mit dem System der Familienzulagen – das auch bei einem Auftrag an Dritte 
unverändert bleibt – wirft gewisse Fragen auf. Der neue Art. 12, Abs. 4 sieht vor, dass die 
Dritten das Familienzulagensystem der Arbeitgeber anwenden, deren Löhne sie verwalten. 
Die Beiträge und Leistungen würden somit nach dem für den Arbeitgeber geltenden System 
und nicht nach dem für den Dritten geltenden System festgelegt. Diese Lösung könnte in der 
Praxis zu Koordinationsproblemen führen.  

Da zudem im Bereich der Unfallversicherung und der beruflichen Vorsorge keine gesetzlichen 
Anpassungen vorgesehen sind, könnte es zu Schwierigkeiten bei der Anschlusskontrolle und 
der Koordination zwischen den Versicherungen kommen. 

Entgegen ihrem Ziel verursacht diese Regelung mehr Komplikationen als Vereinfachungen, 
denn sie bringt erhebliche Rechtsunsicherheiten mit sich. Durch die Änderung der Regeln für 
die Kassenzuständigkeit untergräbt sie zudem die Solidarität unter den Beitragszahlenden 
(Arbeitgeber, Selbstständigerwerbende und Nichterwerbstätige).  

Vorschlag : Streichung aller Artikel betreffend Lohnadministration durch Dritte. 
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2.9 Altersrenten (Art. 29bis, Abs. 3 und 4, Art. 29septies, Art. 39, Abs. 1, 3 und 4, Art. 
40, Abs. 1, Art. 43bis, Abs. 1 AHVG) 

Die erweiterten Möglichkeiten zum Rentenaufschub (Art. 39), die verbesserte 
Berücksichtigung von Erwerbseinkommen nach dem Referenzalter (Art. 29) sowie die 
Anpassung bei den Betreuungsgutschriften (Art. 29 septies) schaffen zusätzliche Flexibilität 
für die Versicherten und stärken Anreize für eine längere Erwerbstätigkeit. Auch die 
Ausweitung des Anspruchs auf Hilfelosenentschädigung bei aufgeschobener Altersrente (Art. 
43bis) schliesst eine bestehende Gesetzeslücke.  

Gleichzeitig führen diese Massnahmen zu einer zunehmenden Komplexität des 
Rentensystems. Die Rentenberechnung wird für die Versicherten immer schwieriger 
nachvollziehbar, was den Informations-, Beratungs- und Verwaltungsaufwand der 
Durchführungsstellen dadurch erhöht. Wir unterstützen jedoch die Massnahmen. 

2.10 Erziehungsgutschriften (Art. 29sexies AHVG) 

Die Regeln und Anspruchskriterien für die Erziehungsgutschriften werden sich ändern. Der 
Zivilstand wird nicht mehr ein so wichtiges Kriterium sein wie bisher. Die Gutschriften werden 
von nun auf Basis der elterlichen Gewalt zugesprochen. Ausserdem kann ein Elternteil seinen 
Anspruch auf Zulagen auf den anderen Elternteil übertragen. Die Umsetzung dieser neuen 
Bestimmungen könnte in bestimmten familiären Konstellationen zusätzliche Abklärungen und 
Untersuchungen erforderlich machen. Zudem dürfte sie einen Mehraufwand für die 
Ausgleichskassen mit sich bringen, insbesondere hinsichtlich ihrer Pflicht, die Versicherten zu 
informieren und zu beraten. 

2.11 Datengrundlagen für zukünftige Reformen (Art. 51, Abs. 3bis AHVG) 

Art. 51 Abs. 3bis sieht eine Pflicht für alle Arbeitgeber vor, den Ausgleichskassen im Rahmen 
ihrer jährlichen Meldung der Lohnsummen auch den Beschäftigungsgrad und den Beruf ihrer 
Arbeit-nehmenden zu melden. Diese Informationen werden im IK der Versicherten 
festgehalten. Gemäss dem erläuternden Bericht sollen dies Daten dazu dienen, im Rahmen 
einer nächsten Reform alternative Modelle für eine Flexibilisierung des Referenzalters zu 
erstellen, insbesondere unter Berücksichtigung der Schwere der Arbeit in verschiedenen 
Berufen.  

Die Erhebung, Speicherung und Übermittelung dieser Daten dienen weder zur Berechnung 
der Beiträge noch der Leistungen. Sie sind nicht überprüfbar und haben keine rechtliche 
Wirkung. Sie sollten daher nicht in den Zuständigkeitsbereich der Ausgleichskassen fallen.  

Diese Tätigkeiten verursachen einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand, der in keinem 
Verhältnis zu dem vom BSV verfolgten statistischen Ziel steht und vor allem keinen Bezug zur 
Versicherung hat. Diese Massnahme erhöht die Verpflichtungen der Arbeitgeber, was im 
Widerspruch zum erklärten Ziel einer einfacheren Verwaltung steht.  

Zudem könnte ein Lohnbezüger diese Daten anfechten und die Kasse hätte keine Möglichkeit, 
darauf zu antworten.  

Vorschlag : Streichung dieser Bestimmung. 
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2.12 Meldepflicht für elektronische Plattformen (Art. 64, Abs. 5bis AHVG) 

Wir begrüssen die Tatsache, dass die Betreiber von Plattformen – auch diejenigen mit Sitz in 
der Schweiz – verpflichtet werden, ebenfalls die Selbständigerwerbenden, die ihre Tätigkeit 
über diese Plattform abwickeln, zu melden. Jedoch sollten bei dieser Bestimmung gewisse 
Präzisierungen angebracht werden.  

Zunächst sollte die Meldepflicht nicht nur auf die AHV/IV/EO und ALV beschränkt, sondern 
auch auf die Familienzulagen ausgeweitet werden. 

Auch die Häufigkeit der Meldung und die Form, in der sie erfolgen soll, müssen noch festgelegt 
werden. Für bestehende Betreiber, die die erforderlichen Meldungen noch nicht vorgenommen 
haben, sollte eine Übergangsbestimmung vorgesehen werden. 

Auch müssen die für die Plattformen geltenden Verpflichtungen verstärkt werden. Diese 
müssten, wie jeder andere Arbeitgeber auch, bei den Personen, die ihre Dienste 
beanspruchen, eine Bestätigung für ihre Selbständigkeit verlangen. Die Betreiber sollten 
verpflichtet werden, alle Unterlagen vorzulegen, die für die Statusbeurteilung der 
Dienstleister/Lohnbezüger der Plattformen erforderlich sind (Verträge zwischen der Plattform 
und diesen Dienstleistern/Lohn-bezügern). Unabhängig davon, ob der Status dieser Personen 
geprüft und ein Entscheid gefällt wurde, müssten die Plattformen verpflichtet werden, die 
genauen Identitätsdaten, das Geburts-datum, die AHV-Nummer und das Einkommen dieser 
Personen zu erfassen und diese im Bedarfsfall den Steuerbehörden, sowie den für die 
Bekämpfung der Schwarzarbeit zuständigen Behörden zu melden. Wird diese Verpflichtung 
nicht respektiert, sollte die Ausgleichskasse zur Annahme berechtigt sein, dass die 
Arbeitnehmer einer unselbständigen Tätigkeit nachgehen und daher die Lohnbeiträge von 
Amts wegen festsetzen können. 

Gemäss dem erläuternden Bericht (Seite 41) betrifft das im Falle eines Verstosses 
vorgesehene Publikationsverfahren ausschliesslich ausländischer Plattformen, da die 
üblichen Verfahren auf diese nicht anwendbar sind. Diese Präzisierung sollte ins Gesetz 
aufgenommen werden. Es stellt sich jedoch die Frage, ob eine Publikation als Sanktion bei 
unterlassener Meldung angemessen ist. Die Wirksamkeit einer solchen Massnahme 
gegenüber ausländischen Plattformen scheint uns begrenzt.  

Vorschlag : Präzisierung des neuen Art. 64, Abs. 5bis AHVG im Sinne einer Verstärkung der 
Pflicht der Plattformen zur Zusammenarbeit, welche es den Ausgleichskassen erlaubt, die 
notwendigen Informationen zur Statusbestimmung und zum Einkommen der betroffenen 
Personen zu erhalten. 

2.13 Kontrolle der Unternehmen (Art. 68b, Abs. 3bis AHVG) 

Es fällt uns schwer zu verstehen, welchen Sinn es hat, Arbeitgeber zu kontrollieren, die keine 
Löhne zahlen. Diese Massnahme scheint ein bisschen übertrieben und würde zu einer 
erheblichen Mehrbelastung der Kontrollstellen bei den Ausgleichskassen führen. Diese 
müssten ihre Kontrolltätigkeit nämlich auf angeschlossene Unternehmen ausweiten, die keine 
Gehälter auszahlen sowie auf Dritte, die im Rahmen des Payrolling tätig sind.  

Vorschlag : Streichung von Artikel 68b, Abs. 3bis AHVG. 
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2.14 Übergangsbestimmungen AHVG 

Aus Gründen der Rechtssicherheit und Planbarkeit wird eine Übergangsfrist von zehn Jahren 
vorgeschlagen. Während der Verlängerung von AHV 21 sind die Durchführungsstellen 
aufgefordert, Übergangsphasen zu bewältigen, die möglicherweise dauern werden, 
insbesondere da der Gesetzgeber jeden Einzelfall individuell behandeln will, was die 
Abwicklung von Massenaktivitäten, die von den Ausgleichskassen zu bewältigen sind, 
erheblich erschwert. 

2.15 Befreiung von der Radio- und Fernsehgebühr (Art. 69b, Abs. 1, Bst. a RTVG, Art. 
26a, Titel und Abs. 2 ELG) 

Dank der Automatisierung des Datenaustauschs zwischen den EL-Stellen und der für die 
Erhebung der Radio- und Fernsehgebühren zuständigen Stelle (derzeit Serafe), sind die EL-
Beziehenden automatisch von der Gebühr befreit, ohne ein Gesuch stellen zu müssen. Auch 
sind die Ausgleichskassen von den Überprüfungsaufgaben befreit.   

Wir begrüssen diese Änderung vorbehaltlos.  

2.16  Alternative Modelle zur Flexibilisierung des Referenzalters (Kapitel 3.1.7 des 
erläuternden Berichts und Fragebogen) 

Der erläuternde Bericht nennt drei alternative Modelle als Denkanstösse für eine künftige 
Revision: das Modell Beitragsjahre, das Modell Schwerarbeit und das Modell sozialer 
Vorbezug. 

Generell erscheint es uns schwierig, im Rahmen eines universellen und massentauglichen 
Systems wie der AHV auf stärker individualisierte Rentenmodelle umzustellen. Vielmehr sollte 
man an der aktuellen Lösung festhalten, die auf zwei leicht ermittelbaren Schlüsselfaktoren 
basiert: der Beitragsdauer und dem massgebenden Einkommen. Die Einführung neuer 
Parameter wie des ausgeübten Berufs (der sich im Laufe einer beruflichen Laufbahn ändern 
kann), des Beschäftigungsgrades oder unfreiwilliger Karriereunterbrüche (ein vager Begriff) 
würde die Durchführung erheblich verkomplizieren, ohne dabei eine Verringerung der 
Ungleichheiten zwischen den sozioprofessionellen Kategorien zu gewährleisten. Zudem ist ein 
Kriterium wie die Beschwerlichkeit der Arbeit teilweise subjektiv, was es schwierig macht, es 
zu definieren und zu messen. 

Wir danken Ihnen, sehr geehrte Frau Bunderätin, für die Möglichkeit zur Stellungnahme und 
verbleiben mit freundlichen Grüssen  

Konferenz der kantonalen 
Ausgleichskassen  

Natalia Weideli Bacci 
Präsidentin 


